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Sitzung vom 13.07.2010 
Mitgeteilt am 08.07.2010 
Protokoll-Nr. 10-1690 
Reg.-Nr. B3.1.4 A1.3 
 
 
 
 


An den Grossen Landrat 
 
 
Volksinitiative für einen Kleinen Landrat mit drei vollamtlichen Mitgliedern 
 
 
1. Ausgangslage 
 
Am 18. Februar 2010 meldete ein Initiativkomitee die „Volksinitiative für einen Kleinen Landrat mit 
drei vollamtlichen Mitgliedern“ gemäss Art. 7 der Verfassung der Gemeinde Davos an. 
 
Die Initianten stellen mit der Volksinitiative folgendes Begehren: „Die Landschaftsverfassung soll 
in Bezug auf den Kleinen Landrat wie folgt geändert werden: Der Kleine Landrat besteht aus drei 
im Vollamt im Dienste der Gemeinde Davos stehenden Mitgliedern, dem Landammann, dem 
Statthalter und einem weiteren Mitglied, welche keinem weiteren Erwerb nachgehen dürfen. Die 
Mitglieder des Kleinen Landrates sollen auch weiterhin keine zusätzlichen öffentlichen Ämter 
ausüben, die Einsitznahme im Grossen Rat des Kantons Graubünden ausgenommen. Die 
Tätigkeit in Unternehmungen des privaten oder öffentlichen Rechts soll nur zulässig sein, wenn 
diese zur Wahrung wichtiger Interessen der Gemeinde erforderlich ist; eine solche Vertretung 
bedarf zudem der Zustimmung des Kleinen Landrates.“ 
 
Das Initiativkomitee begründet zudem, dass „mit drei Mitgliedern im Vollamt die Professionalität 
des Kleinen Landrates den aktuellen Anforderungen angepasst werden soll“. 
 
Am 18. Mai 2010 wurden 101 ausgefüllte Unterschriftenlisten eingereicht. Der Landschreiber 
überprüfte die eingegangenen Unterschriftenlisten. 696 gültige Unterschriften wurden festgestellt. 
Damit wurde das vom Gesetz vorgegebene Limit von 500 gültigen, von in Davos stimmberechtig-
ten Personen abgegebenen Unterschriften übertroffen. In seiner Sitzung vom 25. Mai 2010 hat 
der Kleine Landrat die Initiative als formell zustandegekommen bezeichnet. 
 
 
2. Stellungnahme des Kleinen Landrates zur Initiative 
2.1. Rechtmässigkeit der Initiative 
 
Das Initiativbegehren betrifft eine gemeindeorganisatorische Frage. Die Gemeinden sind im 
Rahmen der demokratischen Grundsätze und des kantonalen und eidgenössischen Rechtes frei, 
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ihre Organisation zu treffen. Das Initiativbegehren entspricht somit kantonalem und eidgenössi-
schem Recht. Die Initiative ist rechtmässig. 
 
 
2.2. Heutige Rechtslage und deren Entstehung 
 
Am 28. Februar 1990 reichte ein Initiativkomitee eine Initiative mit 1'162 gültigen Unterschriften 
ein, das die Einführung eines Departementalsystems forderte. Zusätzlich zur Schaffung von 
Departementen wurde der Kleine Landrat aufgefordert zu prüfen, ob eine Behörde mit einem 
vollamtlichen Landammann und zwei weiteren Kleinen Landräten je im Halbamt geschaffen 
werden könnte. 
 
Während die Einführung des Departementalsystems im Kleinen Landrat sowie im Grossen 
Landrat unbestritten war, schieden sich die Geister bei der Anzahl der Behördemitglieder. In der 
Botschaft zuhanden der Landschaftsabstimmung vom 8. Dezember 1991, Seite 45, werden die 
Vorteile eines Fünfer- beziehungsweise eines Dreiergremiums wie folgt umschrieben: 
 
Vorteile von fünf Mitgliedern: 
• breitere Abstützung in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen und Parteien. 
• Interessenvertretung ausgeglichener 
• widerstandsfähiger gegen lobbistische Einflüsse 
• nebenamtliches Engagement möglich, also: 


• Mitglieder besser rekrutierbar 
• kostengünstigere Lösung 
• einfachere und billigere Ruhegehaltslösung möglich 


 
Vorteile von drei Mitgliedern: 
• flexiblere Behörde 
• professionelle Exekutive, da ein vollamtliches Engagement zumindest ernsthaft in Erwägung 


gezogen werden kann 
• durch die erhöhte Professionalität ist ein stärkeres Gegengewicht der durch Volkswahl 


legitimierten Exekutive tendenziell eher gewährleistet. 
 
Weiter wird in der Abstimmungsbotschaft festgehalten, dass „sowohl der Grosse wie auch der 
Kleine Landrat einem Fünfergremium den Vorzug geben. Ein solches Gremium kann in der 
Vielfalt der Bevölkerung breiter abgestützt werden. Fünf Mitglieder sind besser in der Lage, 
innere Opposition zu einer Einheit zusammenzuführen und ausgleichend zu wirken. Ein Dreier-
gremium erträgt keine (grundsätzlich dauernde) Opposition, während ein Fünfergremium auch 
grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten eher ausgleichen kann. Die Mitgliederzahl drei ist 
gruppendynamisch für eine erspriessliche Zusammenarbeit nicht günstig. 
 
Bei einem Fünfergremium können die Aufgaben und Funktionen so verteilt werden, dass keine 
weitere vollamtliche Anstellung notwendig ist. Eine solche Anstellung ist insgesamt zu teuer, gar 
wenn es zwei weitere Vollämter sein sollten. Zu berücksichtigen sind auch die Kosten der Zwei-
ten Säule und des Ruhegehalts. Die Rekrutierung für Vollämter ist schwierig oder teuer. Eine 
Minderheit des Grossen Landrates gibt einem Dreiergremium den Vorzug. Sie ist der Auffassung, 
dass nur drei vollamtliche Mitglieder der Aufgabenfülle der Davoser Exekutive gewachsen seien.“ 
 
Mit einem Stimmenverhältnis von 1047 Ja zu 966 Nein stimmte der Souverän am 8. Dezember 
1991 dem Initiativbegehren zur Einführung des Departementalsystems mit Fünfergremium zu. 
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Mit Abstimmungsdatum vom 30. November 2003 wurden eine Neuordnung der Behördenstruktu-
ren sowie Wahl- und Abstimmungsverfahren vom Souverän genehmigt. Dabei ging es um 
 
1. die Amtszeitbeschränkung (1199 Ja zu 147 Nein), 
2. die Unvereinbarkeit zwischen Behörden und öffentlicher Anstellung (1007 Ja zu 326 Nein), 
3. die Zusammensetzung und den Beschäftigungsumfang des Kleinen Landrates (978 Ja zu 


328 Nein) sowie 
4. weitere Revisionspunkte (1047 Ja zu 231 Nein). 
 
Bei der Zusammensetzung und dem Beschäftigungsgrad des Kleinen Landrates gaben die 
Behördenmitglieder gemäss der Botschaft an den Grossen Landrat vom 19. August 2003 dem 
Dreiergremium den Vorrang. Im Sinne einer umfassenden Auslegeordnung legte der Kleine 
Landrat dem Grossen Landrat dennoch beide Varianten vor (Prot. Nr. 03-828). Der Grosse 
Landrat beschloss am 2. Oktober 2003 nach längerer Diskussion mit 14 zu 2 Stimmen die 
Fünfervariante dem Volk vorzulegen. 
 
 
2.3. Erwägungen 
 
Die Gemeinde Davos hat mit dem Departementalsystem mit einem vollamtlichen Landammann 
und vier teilamtlichen weiteren Kleinen Landräten bereits seit 18 Jahren Erfahrungen. Im Wesent-
lichen haben sich aus heutiger Sicht gesehen die bereits 1990 aufgeführten Vor- und Nachteile 
des Fünfergremiums bestätigt. Zusätzlich zeigt sich, dass durch das Vollamt des Landammanns 
und den Teilämtern der übrigen Mitglieder des Kleinen Landrates das ohnehin bestehende 
Ungleichgewicht zwischen Gemeindepräsident und den übrigen Behördenmitgliedern durch den 
ungleichen Beschäftigungsgrad noch akzentuiert wird. Der (zu) grosse strukturelle, formelle und 
vor allem informelle Einfluss des Landammanns kann je nach Situation und Konstellation auch 
Vorteile haben. Auch ist festzustellen, dass die besondere Stellung des Landammanns eine 
lange Tradition hat. Bei näherer Betrachtung ist aber das Zwei-Kategorien-System der Entschei-
dungsträger im Kleinen Landrat sachlich kaum begründbar. 
 
Die Initianten erwarten von einem Dreiergremium eine Kostenreduktion sowie eine weitere 
Professionalisierung. Wie schon früher erwähnt, ist eine Kosteneinsparung kaum zu erzielen, 
ausser die Behördentätigkeit würde durch die Übernahme von Verwaltungstätigkeiten zusätzlich 
ausgedehnt. Denn nebst höheren Beiträgen in die Pensionskasse sowie der Ruhegehaltsrege-
lung wären wohl zwei zusätzliche Sekretariate für eine effiziente Amtsführung nötig. 
 
Die Professionalität begründet sich neben den Anstellungsbedingungen vor allem auf den Quali-
fikationen der einzelnen Behördenmitglieder. Oft wird angeregt, dass eine vom Grossen Landrat 
eingesetzte Findungskommission zuhanden der Volksabstimmung geeignete Kandidaten und 
Kandidatinnen vorschlagen könnte. Dabei gibt es zu bedenken, dass 
• sich eine Findungskommission wohl auch nicht ganz dem politischen Einfluss entziehen 


könnte und 
• es jeder wahlberechtigten Person von Davos freigestellt ist, auch ohne Empfehlung einer 


Kommission zu kandidieren. 
 
Zur Erhöhung der Fachkompetenz könnten die zuständigen Behörden eine geeignete Verwal-
tungsleitungsperson einstellen und/oder die Kompetenzen der jetzigen Ressortleiter erhöhen. 
Dies würde aber bedeuten, dass der Einfluss und damit auch die Zuständigkeit und Verantwort-
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lichkeit der Exekutivmitglieder sinken würde und damit die Vertretung der Entscheide nach 
aussen sowie Repräsentationsaufgaben zu den Hauptaufgaben würden. Diesen Lösungsansatz 
beurteilt der Kleine Landrat als problematisch. Gerade die Sachbearbeitung im Team, in Kombi-
nation mit der Vertretung der gemeinsam erarbeiteten Beschlüsse nach aussen, nebst den 
Repräsentationspflichten, ist ein wichtiger Grund für die Attraktivität der Davoser Exekutivtätig-
keit. 
 
Der Kleine Landrat ist überzeugt, dass die personelle Besetzung der Behörde weit wichtiger ist 
als die Einführung einer Struktur mit drei Vollämtern. Er ist jedoch mehrheitlich der Meinung, dass 
ein Dreiergremium, wie es in der Stadt Chur seit Jahren gelebt wird, im Sinne von klaren Struktu-
ren geeigneter und somit sinnvoll wäre. 
 
Der Kleine Landrat stimmt damit dem Anliegen der Volksinitiative zu. Da die früheren Beratungen 
und Entscheide zur Struktur der Davoser Exekutive geteilte Meinungen offenbarten, wäre es für 
den Kleinen Landrat wünschbar, einen Grundsatzbeschluss des Stimmvolks einzuholen, ob das 
Fünf- oder das Drei-Personen-Modell die richtige Lösung sei. Darauf aufbauend könnten die 
organisatorischen und gesetzlichen Grundlagen ausgearbeitet werden. Das kantonale Gesetz 
über die politischen Rechte sieht jedoch einen Entscheid des Stimmvolks über eine Volksinitiative 
nur dann vor, wenn die Volksinitiative zur Ablehnung empfohlen wird (was aber nicht der Haltung 
des Kleinen Landrates entspricht). 
 
Folgt der Grosse Landrat der Beurteilung des Kleinen Landrates und stimmt der Volksinitiative 
ebenfalls zu, so unterbleibt eine Volksabstimmung über die Volksinitiative. Diesfalls würde dem 
Kleinen Landrat direkt der Auftrag erteilt, eine gesetzliche Ausarbeitung des Begehrens der 
Volksinitiative vorzunehmen (Art. 76 Abs. 3 des Gesetzes über die politischen Rechte im Kanton 
Graubünden, BR 150.100: „Stimmt der Gemeindevorstand oder, wenn ihm die Vorberatung 
zusteht, der Gemeinderat der Initiative zu, so unterbleibt die Volksabstimmung.“). 
 
 
3. Zusammenfassung 
 
Davos hat seit 1992 ein Departementalsystem und verfügt damit über zeitgemässe Behörden-
strukturen. Allerdings bestanden seither Meinungsdifferenzen, ob ein Dreier- oder ein Fünfergre-
mium für Davos die geeignete Anzahl Exekutivmitglieder aufweist. Aus Sicht des Kleinen Landra-
tes haben beide Varianten Vor- und Nachteile. Aus strukturellen Überlegungen befürwortet der 
Kleine Landrat mehrheitlich das Dreiergremium und damit die Stossrichtung der vorliegenden 
Volksinitiative. Stimmt auch der Grosse Landrat der Volksinitiative mit deren Begehren zu, so 
bleibt eine Volksabstimmung über die Volksinitiative aus und der Kleine Landrat wird sich mit der 
Ausarbeitung der von den Initianten geforderten Gesetzesgrundlage befassen. 
 
 
Antrag an den Grossen Landrat 


 
1. Der kommunalen „Volksinitiative für einen Kleinen Landrat mit drei vollamtlichen Mitgliedern“ 


vom 25. Mai 2010 sei zuzustimmen. 


2. Es wird festgestellt, dass gemäss Art. 76 Abs. 3 des Gesetzes über die politischen Rechte im 
Kanton Graubünden die Volksabstimmung betreffend Annahme oder Ablehnung der Volksini-
tiative unterbleibt. 
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Gemeinde Davos 
Namens des Kleinen Landrates 
 
 
  
Hans Peter Michel 
Landammann 


Michael Straub 
Landschreiber 


 
 
 
Auflageakten 
- Kleiner Landrat, Beschluss über das Zustandekommen der Volksinitiative für einen Kleinen 


Landrat mit drei vollamtlichen Mitgliedern vom 25. Mai 2010 
- Gemeinde Davos, Broschüre zur Landschaftsabstimmung vom 8. Dezember 1991 
 
 
Beilage/n 
- Initiativkomitee, Formular (mit dem Initiativbegehren) zur Sammlung der Unterschriften für 


die Volksinitiative für einen Kleinen Landrat mit drei vollamtlichen Mitgliedern vom 19. 
Februar 2010 
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Mitgeteilt am 04.08.2010 
Protokoll-Nr. 10-1765 
Reg.-Nr. P2.6 P2.5 
 
 
 
 


An den Grossen Landrat 
 
 
Übernahme der Gemeindepolizeiaufgaben durch die Kantonspolizei Graubünden, 
Ergänzungsantrag infolge erhöhtem Kreditbetrag 
 
 
1. Ausgangslage 
 
Am 1. Juli 2010 verabschiedete der Grosse Landrat die Botschaft „Übernahme der Gemeindepo-
lizeiaufgaben durch die Kantonspolizei Graubünden“. Die Vorlage basierte u.a. auf dem zwischen 
dem Kanton Graubünden und der Gemeinde Davos ausgehandelten Vertragsentwurf vom 27. 
Mai 2010 (GLR-Sitzungsbeilage Nr. 139). Als jährliche Pauschalentschädigung wurden für sechs 
Mitarbeitende pauschal Fr. 750'000.– vereinbart (Kap. 3.1 des Vertrages). 
 
Im Kap. 11 „Vertragsdauer“ wird festgehalten: „Der Vertrag wird unter Vorbehalt der Zustimmung 
der zuständigen Organe der Parteien abgeschlossen; unterbleibt diese, fällt er für beide Parteien 
entschädigungslos dahin.“ 
 
Gemäss Auskunft der Kantonsregierung intervenierte die kantonale Finanzkontrolle. Nach ihrer 
Ansicht ist die Entlöhnung der Angehörigen der Kantonspolizei leicht höher, als dies ursprünglich 
kommuniziert wurde. Mit Beschluss des Regierungsrates vom 6. Juli 2010 beträgt die Pauschal-
entschädigung nun, anstatt wie im gemeinsam erarbeiteten Vertrag Fr. 750'000.–, neu Fr. 
775'173.–, also jährlich Fr. 25'173.– mehr. 
 
 
2. Ergänzung des Beschlusses des Grossen Landrates vom 1. Juli 2010 
 
Da die von der Kantonsregierung genehmigte Entschädigung für die Übernahme der Gemeinde-
polizeiaufgaben nicht der Betragshöhe im Beschluss des Grossen Landrates entspricht, ist für die 
Differenz bzw. für den neuen Totalbetrag ein neuer Beschluss des Grossen Landrates zuhanden 
der Volksabstimmung zu verabschieden. 
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Antrag an den Grossen Landrat: 
 
(Ersetzt Punkt 2 des Beschlusses des Grossen Landrates vom 1. Juli 2010, Prot.-Nr. 10-1583) 
 
Es wird ein Kredit betreffend Übernahme von Gemeindepolizeiaufgaben durch den Kanton von 
775'173 Franken pro Jahr (indexiert) zuhanden der Volksabstimmung verabschiedet. Die Kredit-
erteilung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass der Nachtrag X zur Gemeindeverfassung beschlossen 
wird. 
 
 
 
Gemeinde Davos 
Namens des Kleinen Landrates 
 
 
  
Hans Peter Michel 
Landammann 


Michael Straub 
Landschreiber 


 
 
 
Beilage/n 
- Übernahme Gemeindepolizeiaufgaben Gemeinde Davos, Beschluss der Regierung des 


Kantons Graubünden vom 6. Juli 2010, Protokoll-Nr. 669 
 
 
Aktenauflage 
- Übernahme Gemeindepolizeiaufgaben Gemeinde Davos, Schreiben des Departements für 


Justiz, Sicherheit und Gesundheit Graubünden, Regierungsrätin Barbara Janom Steiner, 
vom 2. August 2010 
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Sitzung vom 20.07.2010 
Mitgeteilt am 23.07.2010 
Protokoll-Nr. 10-1715 
Reg.-Nr. T1.6 
 
 
 
 


An den Grossen Landrat 
 
 
Motion Dino Brazerol betreffend Sicherheiten für die Gemeinde bei der Vergabe von 
Anlagefondsgeldern, Stellungnahme des Kleinen Landrates 
 
 
1. Veranlassung 
 
Landrat Dino Brazerol und acht Mitunterzeichnende haben am 27. November 2008 eine Motion 
eingereicht, in der der Kleine Landrat aufgefordert wird, gesetzliche Grundlagen auszuarbeiten 
und vorzulegen, welche bei Auszahlungen von Geldern des Anlagefonds an unterstützungswür-
dige Projekte entsprechende vertragliche oder hypothekarische Absicherungen zugunsten der 
Gemeinde verlangen. Damit soll vermieden werden, dass unterstützte Projekte später zweckent-
fremdet werden. 
 
Die Veranlassung der Motion wird am Beispiel der teilweisen Umnutzung des Time-out in Büro-
räumlichkeiten durch die Davos Destinations-Organisation (DDO) begründet. Bei der damaligen 
Vertragsunterzeichnung wurden keine Sicherheiten eingefordert. Ohne diese Sicherheiten habe 
die Gemeinde nichts in der Hand, um bei einer Zweckentfremdung einzuschreiten. Schliesslich 
weist der Motionär darauf hin, dass im Davoser Rechtsbuch (DRB) keine Bestimmungen enthal-
ten sind, die festlegen, welche Voraussetzungen für die Ausrichtung von Anlagefondsgeldern 
erfüllt sein müssen, und dass darum eine Ergänzung in den Gesetzesbestimmungen sinnvoll und 
wichtig sei. 
 
 
2. Rechtliche Ausgangslage 
 
Der Zweck des Anlagefonds umfasst die Erstellung oder Instandhaltung von Sportanlagen, die im 
Interesse des Gastes liegen. Zusätzlich kann er auch für die Verzinsung und die Amortisation 
solcher Anlagen herangezogen werden (DRB 24 Art. 13). 
 
Geäufnet wird der Fonds aus den Einnahmen der Sporttaxe (75 % der Sporttaxe), aus Darlehen 
Dritter, Darlehen der Gemeinde sowie objektbezogener Beiträge der Gemeinde im Rahmen der 
verfassungsmässigen Finanzkompetenzen. Im Weiteren kann der Grosse Landrat von Dritten 
und von der Gemeinde zugunsten des Anlagefonds Darlehen aufnehmen. Die Darlehen der 
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Gemeinde sind ihr zu marktüblichen Bedingungen zu verzinsen und zu amortisieren (DRB 24, 
Art. 13). 
 
In DRB 24 Art. 13b ist die Zuständigkeit geregelt. Zuständig ist der Grosse Landrat. Er entschei-
det auf Antrag der Sportkommission über die Verwendung der Gelder aus dem Anlagefonds. Er 
entscheidet auch über die Ausführungen von Anlageprojekten und beaufsichtigt die Planung, 
Erstellung und Verwaltung der finanzierten oder unterstützten Sportanlagen. 
 
 
3. Erwägungen 
 
Der Kleine Landrat beurteilt die Bewirtschaftung der verschiedenen Fonds als eine sinnvolle 
Einrichtung. Am Aufbau und der Finanzierung der beträchtlichen öffentlichen Sportinfrastruktur 
von Davos leistete und leistet der Anlagefonds einen wichtigen Beitrag. Die verantwortlichen 
Gremien sind einerseits angehalten, nicht mehr auszugeben als vorhanden ist, andererseits kann 
in wirtschaftlich schwierigeren Zeiten nicht einfach „der Hahnen abgestellt“ werden, denn die 
Zweckbestimmung verhindert zum Beispiel eine Umleitung der Mittel in die allgemeinen Finanzen 
der Gemeinde. 
 
Dass die Abgrenzung zwischen den verschiedenen Fonds bei der Ausrichtung von Unterstüt-
zungsbeiträgen nicht immer klar gezogen werden kann, liegt in der Natur der Sache. Auch ist die 
Übersicht über die Funktionsweise der verschiedenen Fonds auf den ersten Blick nicht immer 
einfach. Trotzdem, die Vorteile dieses Systems überwiegen bei weitem und werden vom Motionär 
auch nicht in Frage gestellt. 
 
Wie vorgängig ausgeführt, ist der Zweck des Anlagefonds klar geregelt und erscheint der Behör-
de auf Stufe Gemeindeverfassung auch genügend detailliert. In diesem Punkt teilt der Kleine 
Landrat die Meinung der Motionäre nicht, die Bestimmungen seien ungenügend. 
 
Der Grosse Landrat ist gemäss DRB 24 für die Behandlung der Gesuche zuständig. Im Beispiel 
der teilweisen Zweckentfremdung der Nutzung des Time-out durch DDO hat der Rat dieser 
Umnutzung zugestimmt. Eine ablehnende Haltung wäre ohne weiteres gesetzeskonform gewe-
sen. Es scheint darum dem Kleinen Landrat nicht zielführend zu sein, mit einem zusätzlichen 
Gesetzesartikel den Grossen Landrat in seinen eigenen Entscheiden einzuschränken. 
 
Die meisten Beiträge werden an Sportinfrastrukturen geleistet, die im Besitze von DDO oder der 
Gemeinde sind. Hier war die Einforderung einer zusätzlichen finanziellen Sicherheit bis zum 
heutigen Tag nicht nötig. 
 
Bei der Vergabe an private Trägerschaften, wie Sportclubs und Vereine, besteht ja gerade das 
Problem, dass sie die geforderte Sicherheit nicht leisten können, sonst wären sie in der Regel 
auch nicht auf Unterstützung angewiesen. Zum Beispiel sprach der Grosse Landrat am 31. März 
2005 einen Beitrag zu Gunsten einer Kletterwand im Tenniscenter. Sollte der Betrieb geschlos-
sen werden, besteht keine Möglichkeit das gesprochene Geld zurückzuerhalten. Der zurückblei-
bende Wert bestünde nur aus vielen Klettergriffen, die keinen namhaften Geldwert darstellen. 
 
Der Kleine Landrat ist aufgrund der aufgeführten Überlegungen der Meinung, dass auf Gesetzes-
stufe keine Ergänzungen vorgenommen werden sollen. Andererseits teilt der Kleine Landrat die 
Meinung des Motionärs, dass der Grosse Landrat bei der künftigen Vergabe von Fördergeldern 
aus dem Anlagefonds dem Bereich Sicherheit und langjährige Nutzung vermehrt Rechnung 
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tragen sollte. Der Kleine Landrat schlägt darum vor, dass ein Reglement in Form von weiterfüh-
renden Richtlinien als Entscheidungshilfe zuhanden des Grossen Landrates sinnvoll wäre und 
damit den Handlungsspielraum des Rates nicht über Gebühr einschränkt. 
 
 
Antrag an den Grossen Landrat 
 
 
1. Die Motion von Landrat Dino Brazerol betreffend Sicherheiten für die Gemeinde bei der 


Vergabe von Anlagefondsgeldern vom 27. November 2008 sei im Sinne der vorstehenden 
Ausführungen in ein Postulat zu wandeln und zu überweisen. 


2. Der Kleine Landrat wird beauftragt, dem Grossen Landrat ein Reglement als Ergänzung von 
DRB 24 Art. 13ff zu unterbreiten, in welchem weiterführende Richtlinien im Sinne der Motion 
zur Ausrichtung von Geldern aus dem Anlagefonds aufgeführt sind. 


 
 
 
Gemeinde Davos 
Namens des Kleinen Landrates 
 
 
  
Hans Peter Michel 
Landammann 


Michael Straub 
Landschreiber 


 
 
 
Beilage/n 
- Motion Dino Brazerol betreffend Sicherheiten für die Gemeinde bei der Vergabe von


Anlagefondsgeldern vom 27. November 2008 
 








Dino Brazerol (CVP)


Motion


Sicherheiten für die Gemeinde bei der Vergabe
von Anlagefondsgeldern


An der Sitzung des Grossen Landrates vom 30. Oktober 2008 wurde bei der Beratung des
Geschäfts "Sportzentrum (Time-out) - Belastung des Anlagefonds und Büronutzung DDO"
festgestellt, dass der Anlagefonds in diesem wie auch in anderen, früheren Geschäften Gelder
für Projekte vergeben hat, ohne im Gegenzug entsprechende Sicherheiten zu fordern und zu
erhalten.


Ohne Sicherheiten - beispielsweise einer Sicherungshypothek oder einer vertraglichen Rück­
zahlungsverpflichtung - hat die Gemeinde nichts in der Hand, wenn das durch den Anlage­
fonds unterstützte Projekt über kurz oder lang einem anderen Zweck zugeführt wird. Ent­
spricht dieser neue Zweck nicht der Zielsetzung des Anlagefonds (DRB 24, Art. 13), so wären
die eingesetzten Anlagefondsgelder aus der Sicht ihrer eigentlichen Zielsetzung als verloren
anzusehen.


Das den Anlagefonds beschreibende Landschaftsgesetz über die Förderung sportlicher Veran­
staltungen und Anlagen (DRB 24) enthält keinerlei Bestimmungen, welche Bedingungen
bzw. Voraussetzungen durch die jeweiligen Projekte zu erftillen sind, damit eine Zuteilung
von Anlagefondsgeldern erfolgen kann. Damit inskünftige Unterstützungen aus dem Anlage­
fonds mit entsprechenden Bedingungen verknüpft werden, ist die Verankerung dieses Gedan­
kens in den gesetzlichen Grundlagen sinnvoll und wichtig.


Deshalb wird der Kleine Landrat hiermit beauftragt, gesetzliche Grundlagen auszuar­
beiten und vorzulegen, welche bei Auszahlungen von Geldern des Anlagefonds an unter­
stützungswürdige Projekte entsprechende vertragliche oder hypothekarische Absiche­
rungen zugunsten der Gemeinde verlangen, zur Vermeidung allfälliger späterer Zweck­
entfremdungen der Gelder für unterstützte Projekte.


Dino Brazerol


Davos, 27. November 2008
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An den Grossen Landrat 
 
 
Motion Hans Vetsch, gerechtere Finanzierung des Angebots beim öffentlichen Ver-
kehr, Frage der Erheblicherklärung 
 
 
1. Veranlassung 
 
Am 10. Februar 2010 reichte Landrat Hans Vetsch eine Motion ein, in welcher er den Kleinen 
Landrat auffordert, Art. 11 des Landschaftsgesetzes über die Erhebung der Kur-, Sport- und 
Verkehrstaxen (DRB 23) so anzupassen, dass für die Verkehrstaxe mindestens 25 % der Gäste-
taxe ausgeschieden wird. 
 
In seinen Ausführungen verweist Landrat Hans Vetsch auf das Davoser Angebot des öffentlichen 
Verkehrs, welches in anderen Tourismusorten seinesgleichen sucht. Das Angebot verursache je 
nach Lesart ein jährliches Defizit von 1,3 bis 1,7 Mio. Franken. 
 
 
2. Erwägungen des Kleinen Landrates 
 
Der Kleine Landrat geht mit Landrat Hans Vetsch einig, dass die Landschaft Davos über ein 
Angebot im öffentlichen Verkehr verfügt, das sich über ein vorzeigbares, gutes Niveau ausweisen 
kann. Dies ist aber nicht allein auf die von Landrat Hans Vetsch thematisierte Gästekundschaft 
zurückzuführen, sondern ist zur Hauptsache ein Angebot für die einheimische Bevölkerung. Dank 
diesem Angebot profitieren die Bewohnerinnen und Bewohner der Gemeinde Davos während 
365 Tagen von einem sehr gut ausgebauten Netz des öffentlichen Verkehrs. 
 
Als nicht zutreffend taxiert der Kleine Landrat die Aussage von Landrat Hans Vetsch, dass der 
Gast die durch ihn verursachten Kosten bei weitem nicht decke. Abklärungen und Berechnungen 
haben ergeben, dass – je nach Betrachtung – die Kostendeckung mehr oder weniger hoch 
ausfällt. 
 
Die Betriebsleitung des VBD hat in einer ausführlichen Stellungnahme und mit detaillierten 
Berechnungen aufgezeigt, dass bei einer Kilometer-Vollkostenrechnung die Gästekundschaft für 
einen Beitrag von ca. 1,4 Mio. Franken aufkommen müsste. Die effektiven Abrechnungen der 
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letzten Jahre weisen aus, dass dem VBD Gästegelder zwischen 1,35 und 1,36 Mio. Franken 
überwiesen wurden. Betrachtet man die Stellungnahme der Davos Destinations-Organisation, 
welche die Sicht der Gäste darlegt, genau, so hat auch diese Optik seine Richtigkeit und würde 
bedeuten, dass der Gast in den letzten beiden Jahren 395'000.– bzw. 387'000.– Franken zuviel 
für den öffentlichen Verkehr bezahlt hätte. 
 
Für den Kleinen Landrat zeigen beide Aussagen, dass auch bei unterschiedlicher Betrachtungs-
weise alle Punkte gegen die Motion Vetsch sprechen. Dem Kleinen Landrat ist wichtig, dass man 
das Ziel, welches mit einem gut ausgebauten öffentlichen Verkehr erreicht werden soll, nie aus 
den Augen verliert. Aus der Sicht der Verkehrsberuhigung innerhalb der Gemeinde Davos stimmt 
das heutige Angebot grösstenteils und sollte nicht durch finanzielle Überlegungen geschmälert 
werden. Auch nicht vergessen werden darf die aus ökologischen Gründen erfolgte Subventionie-
rung der Jahres- und Halbjahreskarten des Davoser Passes. Dieser Pass ist – im Gegensatz zur 
Gästekarte – während des gesamten Jahres auf allen Linien des VBD gültig, also inkl. Seitentä-
ler. Der Gast mit der Gästekarte bezahlt für Fahrten in die Seitentäler oder nach Wiesen einen 
Aufpreis. Die Kosten für den Davoser Pass betragen heute das Drei- bzw. Vierfache einer 
Monatskarte. Die Mindereinnahmen werden indirekt auch durch Gästegelder gedeckt. 
 
Aus den oben genannten Gründen und der Tatsache, dass sich das heutige System sehr gut 
bewährt hat und auch grösstenteils von den Beteiligten ideell getragen wird, ist der Kleine Land-
rat der Meinung, dass am heutigen Schlüssel der Verteilung der Gästegelder nichts geändert 
werden soll. Würde zudem, gemäss Forderung der Motion Hans Vetsch, künftig ein höherer 
Anteil der Gästetaxe für die Verkehrstaxe bereitgestellt werden, so müsste der kleiner werdende 
„Kuchen“ der Gästetaxe kompensiert werden, entweder durch Reduktionen bei einer anderen 
Abgabe oder durch eine Erhöhung der Tagesansätze der Gästetaxe. 
 
Der Kleine Landrat kann den Absichten des Motionärs nicht folgen und empfiehlt dem Grossen 
Landrat, auf eine Umsetzung der Motion Vetsch über eine „gerechtere Finanzierung des Ange-
bots beim öffentlichen Verkehr“ zu verzichten. 
 
 
Antrag an den Grossen Landrat: 
 
Aufgrund der voranstehenden Ausführungen sei die am 10. Februar 2010 eingereichte Motion 
von Landrat Hans Vetsch betreffend einer „gerechteren Finanzierung des Angebots beim öffentli-
chen Verkehr“ nicht erheblich zu erklären. 
 
 
 
Gemeinde Davos 
Namens des Kleinen Landrates 
 
 
  
Hans Peter Michel 
Landammann 


Michael Straub 
Landschreiber 
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Auflageakten 
- VBD, Stellungnahme vom 31.05.2010 
- Davos Destinations-Organisation, Stellungnahme vom 13.07.2010 
 
 
Beilage/n 
- Motion Hans Vetsch "Gerechtere Finanzierung des Angebots beim öffentlichen Verkehr" 


vom 10.02.2010 
 








Motion
Hans Vetsch


Gerechtere Finanzieruno des Angebots beim öffentlichen Verkehr


Davos hat ein Angebot beim öffentlichen Verkehr, das in einem Touristenort
seinesgleichen sucht. Dieses Angebot verursacht aber je nach Leseart ein jährliches
Defizit von 1,3 bis 1,7 Mio. Franken, die vom Davoser Steuerzahler zu berappen
sind. Die 65 Rappen pro Logiernacht, die von den Davoser Gästen über die
Gästetaxe (via Verkehrstaxe) an den öffentlichen Verkehr beigetragen werden,
vermögen die durch die Gäste verursachten effektiven Kosten bei weitem nicht zu
decken.


Der Kleine Landrat wird deshalb beauftragt, Art. 11 des Landschaftsgesetzes über
die Erhebung der Kur-, Sport- und Verkehrstaxen(DRB 23) so anzupassen, dass
für die Verkehrstaxe mind. 25 % der Gästetaxe ausgeschieden wird. Dem Grossen
Landrat ist eine Vorlage zu unterbreiten.


Hans Vetsch


10.\'lb. ruar 2}l}O ?.J(Ct/~ {/cJ:x;i

























Motion
Hans Vetsch


Einführuno einer Loipenoebühr zur Mitfinanzieruno der Lanolaufinfrastruktur und
deren Unterhalt


Die Landschaft Davos bietet ihren Gästen ein einmaliges Netz von gut präparierten
und gesicherten Langlaufloipen sowohl für den klassischen Langlauf als auch für die
Gruppe der Skater an. Sämtliche Seitentäler werden durch das zusammenhängende
Loipennetz erschlossen. Ausserdem unterhält Davos eine Weltcupstrecke im
Flüelatal, die auch künstlich beschneit werden kann. Das gesamte Netz steht bis
heute dem Gast unentgeltlich zur Verfügung - obwohl die Unterhaltskosten und die
Entschädigungen an die Grundbesitzer beträchtlich sind.


Der Kleine Landrat wird aufgefordert, Art. 15 des Landschaftsgesetzes über die
Förderung touristischer und sportlicher Veranstaltungen und Anlagen so
anzupassen, dass für die teilweise Deckung der Betriebskosten innerhalb eines
Jahres eine LoipengebOhreingeführt werden kann. Dem Grossen Landrat ist eine
Vorlage zu unterbreiten.


Hans Vetsch


D~s, 1o. F~»ryar /JJ1O/h f/eh~JL
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An den Grossen Landrat 
 
 
Anpassung der Gebührentarife für die Nutzung kommunaler Lokalitäten und Anlagen 
 
I. Ausgangslage 
 


Der Grosse Landrat hat an seiner Sitzung vom 18. Februar 2010 zur nachhaltigen Verbesse-
rung der Gemeindefinanzen ein Verzichtsprogramm beschlossen. Das Verzichtsprogramm 
enthält zahlreiche Massnahmen aus allen fünf Departementen der Gemeindeverwaltung. Die 
Massnahme Nr. V.17 verlangt, dass die Gebühren für die Benützung von Turn- und Mehr-
zweckhallen angepasst werden müssen. Die örtlichen Vereine/Organisationen wurden mit 
Brief vom 6. Mai 2010 über die bevorstehenden Gebührenanpassungen informiert. Die 
Massnahme soll mit Beginn des neuen Schuljahres 2010 wirksam werden. 


 
II. Umsetzung 
 


Für die Benützung der kommunalen Lokalitäten gelten bis dato die folgenden Verordnungen 
und Reglemente: 
DRB 63.1 Benützungsordnung für die Landschafts-Sportanlagen (vom Kleinen Landrat 


am 17.05.1983 erlassen) 
DRB 63.2 Verordnung über die Gebühren für die Benützung von kommunalen Lokalitäten 


(vom Grossen Landrat am 13.12.1984 erlassen) 
DRB 63.3 Reglement über die kostenlose Nutzung gemeindeeigener Räume durch ein-


heimische Vereine (vom Kleinen Landrat am 19.09.2006 erlassen) 
 


In den vergangenen Jahren haben Gewohnheitsrechte und Absprachen zwischen den ver-
schiedenen Benützern eine zum Teil unübersichtliche Situation bezüglich Dauerbelegungen, 
Benützungszeiten und Gebühren geschaffen. Es erscheint daher angebracht, nicht nur die 
Tarife der Turn- und Mehrzweckhallen zu revidieren, sondern die Gesamtsituation zu über-
prüfen. Dies beinhaltet auch eine Neuregelung der Kompetenzen bezüglich Festlegung der 
Tarife. So soll künftig, wie dies auch im allgemeinen Gebührengesetz der Gemeinde (DRB 
22) generell vorgesehen ist, der Kleine Landrat auch diese Tarife zukünftig festlegen. 
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Die Tarifanpassung wird die Vereinsbudgets je nach Mitgliederzahl mehr oder weniger stark 
belasten. Seitens der Vereine wurde auch bereits entsprechend Kritik an der Massnahme ge-
äussert. Vereine, deren Aktivitäten der Jugendsportförderung (J+S) dienen, werden beson-
ders betroffen. Zudem wurde auch der Zeitpunkt der Tariferhöhung kritisiert, da die meisten 
Vereine ihre Budgets für das Jahr 2010 bereits 2009 verabschiedet haben. Die Tarifanpas-
sungen sollen darum erst auf den 1. Januar 2011 umgesetzt werden. 


 
Die neuen Erlasse setzen sich wie folgt zusammen: 


 
a) Aufhebungsbeschluss betreffend der Verordnung über die Benützung der kommunalen 


Lokalitäten und Anlagen: Da das bisherige Reglement vom Grossen Landrat erlassen wurde, 
muss es auch von diesem aufgehoben werden. Damit würde der Erlass der Benützungsge-
bühren dem Kleinen Landrat übertragen, was heute bereits generell in der Gemeinde seit Er-
lass des allgemeinen Gebührengesetzes (DRB 22) so gehandhabt wird. 


 
b) Gebührentarif für die Benützung der kommunalen Lokalitäten und Anlagen: Dieser würde neu 


vom Kleinen Landrat erlassen. Er wird heute dem Grossen Landrat im Entwurf vorgelegt, 
damit dieser einsehen kann, wie sein Beschluss im Rahmen des Verzichtsprogramms umge-
setzt wird. 


 
c) Reglement über die Benützung der kommunalen Lokalitäten und Anlagen: Dieses wird 


ebenfalls vom Kleinen Landrat erlassen, wie dies heute schon betreffend DRB 63.1 der Fall 
ist. 


 
d) Benützungsordnung für die kommunalen Sportanlagen: Dieses Reglement, eine eigentliche 


Hausordnung, soll zukünftig vom Hochbauamt erlassen werden. Damit kann schnell und fle-
xibel auf geänderte Anforderungen reagiert werden. 


 
 
Der Kleine Landrat beantragt dem Grossen Landrat: 
 
1. Der Aufhebungsbeschluss zur Verordnung über die Gebühren für die Benützung der kommu-


nalen Lokalitäten wird genehmigt. 
 
2. Der Grosse Landrat nimmt von der Umsetzung der Massnahme V.17 zustimmend Kenntnis. 
 
 
 
 
Gemeinde Davos 
Namens des Kleinen Landrates 
 
 
  
Hans Peter Michel 
Landammann 


Michael Straub 
Landschreiber 
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Beilage/n 
- Aufhebungsbeschluss des Grossen Landrates zur Verordnung über die Gebühren für die 


Benützung von kommunalen Lokalitäten vom 13. Dezember 1984 
- Reglement über die Benützung von kommunalen Lokalitäten und Anlagen (Entwurf) 
- Gebührentarife für die Benützung von kommunalen Lokalitäten und Anlagen (Entwurf) 
- Benützungsordnung für die Landschafts-Sportanlagen (Entwurf) 
 
 
Mitteilung an 
- Hochbauamt 
- Liegenschaftenverwaltung 
- Schulverwaltung 
- Finanzverwaltung 
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Aufhebungsbeschluss des Grossen Landrates zur 
Verordnung über die Gebühren für die Benützung 


von kommunalen Lokalitäten 
 


Vom Grossen Landrat am …… erlassen  
 
 
 
Die Verordnung über die Gebühren für die Benützung von kommunalen Lokalitäten vom 13. De-
zember 19841 wird auf den 1. Januar 2011 mit Inkrafttreten der Vorschriften zur Benützung kom-
munaler Lokalitäten und Anlagen, welche vom Kleinen Landrat erlassen werden, aufgehoben. 
 
 
 
 


                                            
1  DRB 63.2 
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Reglement über die Benützung 
von kommunalen Lokalitäten und Anlagen 


 
Vom Kleinen Landrat am ...... 2010 erlassen 


 
I. Allgemeine Bestimmungen 


Art. 1 
Zweck Diese Vorschriften regeln die Benützung und dienen der Aufrechterhaltung der 


Ordnung, Sauberkeit und Betriebssicherheit der kommunalen Lokalitäten und 
Anlagen. Sie sind für alle Benützer verbindlich.  


 
Art. 2 


Geltungs- Diese Vorschriften gelten für: 
bereich a) die kommunalen Sportanlagen (Sporthallen, Sportplätze, Gebäude und de-


ren Inneneinrichtungen, Anlagen und Sportgeräte) 
 b) von der Gemeinde betriebene Jugendtreffs 
 c) die Schulanlagen und -räumlichkeiten (samt deren Einrichtungen) 
 d) alle anderen kommunalen Lokalitäten und Anlagen. 
   Das Reglement über die kostenlose Nutzung gemeindeeigener Räume durch 


einheimische Vereine1 gilt weiterhin. 
 


Art. 3 
 Haftung Die Gemeinde lehnt bei Beanspruchung der kommunalen Lokalitäten und Anla-


gen jede Haftung gegenüber ihren Benützern, Funktionären und Zuschauern ab. 
  Die Benützer haften für Schäden, die sie an Gebäuden, Anlagen, Mobiliar, 


Turn-, Sport- und Spielgeräten verursachen. Allfällige Schäden sind durch die 
Vereinsleitung bzw. den Veranstalter unverzüglich dem Abwart oder dem Hoch-
bauamt zu melden. 


  Die Vereinigungen und Veranstalter haften auch für Unfälle und Schäden, 
welche durch die Benützer, Funktionäre und Zuschauer verursacht werden. 


  Für Diebstähle lehnt die Gemeinde jede Haftpflicht ab. Fundgegenstände sind 
dem Abwart zur Aufbewahrung abzugeben. 


 
Art. 4 


Verfügungs- Die Erteilung von Bewilligungen für die Dauerbenützung kommunaler Lokalitä- 
recht ten und Anlagen stehen dem Kleinen Landrat zu. Über temporäre Benützungen 


(Kurse, Veranstaltungen, usw.) entscheidet das Hochbauamt der Gemeinde. 
 


II. Benützung von Sportanlagen 
Art. 5 


Benützungs- Turn- und Sportvereine, die eine Turnhalle und/oder die übrigen Sportanlagen 
bedingungen benützen wollen, haben sich über eine Mindestbeteiligung von 10 Aktivmitglie-


dern auszuweisen. Sinkt die durchschnittliche Teilnehmerzahl unter 10, so kann 
die Bewilligung zur Weiterbenützung entzogen werden. 
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  Für ausserordentliche Veranstaltungen (Wettkämpfe, Kurse, usw.) ist beim 
Hochbauamt eine besondere Bewilligung einzuholen. 


 
Art. 6 


Sanitätsdienst Der Sanitätsdienst ist Sache der Vereinigungen und Veranstalter. 
 


Art. 7 
Wirtschafts- Bei Veranstaltungen ist für die Durchführung eines Wirtschaftsbetriebes eine 


Be- 
betrieb willigung bei der Gemeinde einzuholen. Alkoholausschank ist untersagt. Über 


Ausnahmen entscheidet der Kleine Landrat. 
  Alle kommunalen Räume und Aussenanlagen gelten grundsätzlich als sucht-


mittelfreie Zone. Das Mitbringen von Tieren ist verboten. 
  


Art. 8 
Aufsicht Die Abwarte sind verpflichtet, die Benützung der Sportanlagen zu überwachen 


und jede Verletzung der Vorschriften dem Hochbauamt zu melden. 
 


III. Gebühren und Schlussbestimmungen 
Art. 9 


Gebühren Die Gemeinde Davos erhebt von den Benützern der kommunalen Lokalitäten 
und Anlagen Gebühren gemäss der Gebührenordnung1. Diese werden als Entgelt 
für die Betriebskosten (Beleuchtung, Heizung, Warmwasser, Reinigung, War-
tung etc.) erhoben. 


 
Art. 10 


Ordnung Die Benützer sind verpflichtet, in den kommunalen Räumlichkeiten und auf den 
Aussenanlagen sowie in allen Nebenräumen, namentlich WC-Anlagen, Garde-
roben, Duschen und Geräteräumen, für einwandfreie Ordnung zu sorgen. 


  Das Hochbauamt erlässt eine Benützungsordnung, die in den Räumlichkeiten 
angeschlagen wird. 


 
Art.11 


Entzug der Die Benützungsvorschriften dieses Reglements sind strikte einzuhalten und die 
Bewilligung Anordnungen der mit der Aufsicht betrauten Organe sind zu befolgen. Nichtbe-


achtung hat nach erfolgter Mahnung den Entzug der Bewilligung zur Folge. 
 


Art. 12 
Inkrafttreten Diese Verordnung tritt auf den 1. Januar 2011 in Kraft. Sie ersetzt alle früheren 


Vorschriften hinsichtlich der Benützung kommunaler Lokalitäten und Anlagen. 
  Auf den gleichen Zeitpunkt wird der Aufhebungsbeschluss2 des Grossen 


Landrates zur Verordnung über die Gebühren für die Benützung von kommuna-
len Lokalitäten in Kraft gesetzt. 


                                                           
1  DRB xxx.xxx 
2  Beschluss vom ....; im DRB nicht aufgenommen 
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Gebührentarife für die Benützung von kommunalen Lokalitäten und Anlagen 
 


Vom Kleinen Landrat am ..... 2010 erlassen 
 


I. Benützungsgebühren für Non-Profit-Veranstaltungen 
Art. 1 


Einheimische Die Benützungsgebühren für einheimische Vereine betragen: 
Vereine 
 


 Lokalität Abend ½ Tag 1 Tag 
  (max. 4h) (VM/NM)   


    
 Turnhalle Schulzentrum Platz SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Turnhalle Schulhaus Bünda SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Mehrzweckhalle Schulhaus Bünda SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Mehrzweckhalle Schulhaus Glaris SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Aula Mittelschule SAMD SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Turnhalle Mittelschule SAMD SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Mehrzweckhalle Wiesen SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00 


 Turnhalle Arkaden (1 Halle) SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Turnhalle Arkaden (3 Hallen) SFr. 40.00 SFr. 80.00 SFr. 120.00  


 Kletterwand Schulzentrum Platz SFr. 15.00 Fr. 20.00 SFr. 40.00  


 Fussballplatz Bünda SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 50.00  


 Informatikzimmer (ICT-Anlage) - SFr. 50.00 SFr. 100.00 


 Theorieräume / Schulzimmer SFr. 15.00 SFr. 30.00 SFr. 45.00  


 Werkstatt SFr. 30.00 SFr. 50.00 SFr. 80.00  


 Schulküche SFr. 30.00 SFr. 50.00 SFr. 80.00  


 Landratssaal - SFr. 250.00 SFr. 400.00  


 Grosse Stube  - SFr. 250.00 SFr. 400.00  


 Übrige Lokalitäten / Anlagen:  auf Anfrage 


 Kommerzielle Veranstaltungen  auf Anfrage 


 


 







  cDRB 2010.xx 


   2


Art. 2 
Übrige Benutzer Die Benützungsgebühren für Non-Profit-Benutzer betragen: 
 Lokalität Abend ½ Tag 1 Tag 
  (max. 4h) (VM/NM)   
 Turnhalle Schulzentrum Platz SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Turnhalle Schulhaus Bünda SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Mehrzweckhalle Schulhaus Bünda SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Mehrzweckhalle Schulhaus Glaris SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Aula Mittelschule SAMD SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Turnhalle Mittelschule SAMD SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Mehrzweckhalle Wiesen SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Turnhalle Arkaden (1 Halle) SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Turnhalle Arkaden (3 Hallen) SFr. 120.00 SFr. 240.00 SFr. 360.00 


 Kletterwand Schulzentrum Platz SFr. 30.00 Fr. 40.00 SFr. 80.00 


 Fussballplatz Bünda SFr. 50.00 SFr. 90.00 SFr. 150.00 


 Informatikzimmer (ICT-Anlage) - SFr. 200.00 SFr. 400.00 


 Theorieräume / Schulzimmer SFr. 50.00 SFr. 100.00 SFr. 150.00 


 Werkstatt SFr. 50.00 SFr. 80.00 SFr. 150.00 


 Schulküche SFr. 50.00 SFr. 80.00 SFr. 150.00 


 Landratssaal - SFr. 300.00 SFr. 450.00 


 Grosse Stube  - SFr. 300.00 SFr. 450.00 


 Übrige Lokalitäten / Anlagen:  auf Anfrage 


 Kommerzielle Veranstaltungen  auf Anfrage 


 
 


II. Ergänzende Regelungen 
Art. 3 


Sonderfälle In folgenden Fällen werden die Gebühren vom Kleinen Landrat festgelegt: 
 a) für grössere Anlässe und Kurse sowie kommerzielle Benützungen im Ein-


zelfall; 
 b) für Veranstaltungen mit sozialer Zielsetzung unter Berücksichtigung des 


Zwecks und der Zielsetzungen. 
  In solchen Fällen werden die Beanspruchung der Anlagen, die Eintrittsgebüh-


ren der Veranstalter und der Aufwand für Reinigung und Instandstellung ange-
messen berücksichtigt. 


  In begründeten Ausnahmefällen kann der Kleine Landrat die Gebühren ganz 
oder teilweise erlassen. 


 
Art. 4 


Abwarte Für allfällige Präsenzzeit ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeit sind die Ab-
warte in angemessener Weise direkt zu entschädigen. 


  Bei Anlässen nach Art. 3 Abs. 1 setzt der Kleine Landrat diesen Anspruch 
fest. 
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Art. 5 


Inkrafttreten Dieser Gebührentarif tritt auf den 1. Januar 2011 in Kraft. 
  Er ersetzt alle früheren Tarife hinsichtlich der Benützung kommunaler Loka-


litäten und Anlagen. 
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Benützungsordnung 
für die Landschafts-Sportanlagen 


 
Vom Hochbauamt gestützt auf .... am ....... erlassen 


 
Zweck 


 Diese Vorschriften regeln die Benützung und dienen der Aufrechterhaltung der Ord-
nung, Sauberkeit und Betriebssicherheit der kommunalen Sportanlagen. Sie sind für 
alle Benützer verbindlich. Die Sportanlagen haben in erster Linie dem Schulbetrieb 
zu dienen. Soweit es sich vereinbaren lässt, können die Anlagen Vereinen und Priva-
ten zur Verfügung gestellt werden.  


 
Haftung 


1. Die Gemeinde lehnt bei Beanspruchung der Sportanlagen durch die Benützer jede 
Haftung gegenüber Sporttreibenden, Funktionären und Zuschauern ab. 


2. Die Benützer haften für Schäden, die sie an Gebäuden, Anlagen, Mobiliar, Turn-, 
Sport- und Spielgeräten verursachen. Allfällige Schäden sind durch die Vereins-
leitung unverzüglich dem Abwart oder dem Hochbauamt zu melden.  


3. Die Vereinigungen und Veranstalter haften auch für Unfälle und Schäden, welche 
durch die Sporttreibenden, Funktionäre und Zuschauer verursacht werden. 


4. Für Diebstähle lehnt die Gemeinde jede Haftpflicht ab. Fundgegenstände sind 
dem Abwart zur Aufbewahrung abzugeben.  


 
Verfügungsrecht 


1. Die Erteilung von Bewilligungen für die Dauerbenützung der Sportanlagen durch 
Vereine und Sportgruppen steht dem Kleinen Landrat zu. Über temporäre Benüt-
zungen (Kurse, Veranstaltungen, usw.) entscheidet das Hochbauamt der Gemein-
de. 


2. Das Öffnen und Schliessen der Turnhallen ist ausschliesslich Sache der Schulab-
warte oder der Vereinsleiter.  


 


Benützungsbedingungen 
1.  Turn- und Sportvereine, die eine Turnhalle und/oder die übrigen Sportanlagen be-


nützen wollen, haben sich über eine Mindestbeteiligung von 10 Aktivmitgliedern 
auszuweisen. Sinkt die durchschnittliche Teilnehmerzahl unter 10, so kann die 
Bewilligung zur Weiterbenützung entzogen werden.  


2. Für ausserordentliche Veranstaltungen (Wettkämpfe, Kurse, usw.) ist eine beson-
dere Bewilligung einzuholen.  


3. Die Sportanlagen sowie Garderoben und Duschen stehen den Vereinigungen für 
ihre ordentlichen Übungen zur Verfügung, sobald sie von der Schule freigegeben 
sind und zwar längstens bis 22.30 Uhr. Die Lokale sind spätestens 15 Minuten 
nach der bewilligten Übungszeit zu räumen. 


4.  Die Lehrerzimmer werden den Vereinigungen nicht zur Verfügung gestellt. Für 
Kurse und besondere Veranstaltungen werden die Lehrerzimmer auf Gesuch hin 
zur Verfügung gestellt. 


5. Für regelmässige Übungen bleiben die Anlagen wie folgt geschlossen: 
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 a) an den gesetzlichen Feiertagen 
 b) an Sonntagen 
 c) während der Reinigungszeit 
 Das Hochbauamt entscheidet auf Gesuch hin über Ausnahmen. 
6. Die Sperrung der Rasenplätze wird durch eine Anzeigetafel bekanntgegeben. 
7. Für die Benützung der Sportanlagen legt der Kleine Landrat jährlich einen Stun-


denplan fest. Die darin festgesetzten Zeiten sind für die Benützer verbindlich und 
dürfen nur mit Bewilligung des Kleinen Landrates abgeändert werden. 


 
Ordnung 


1. Die Benützer sind verpflichtet, in den Hallen und auf den Aussenanlagen sowie in 
allen Nebenräumen, namentlich in Aborten, Garderoben, Duschen und Geräte-
räumen, für einwandfreie Ordnung zu sorgen.  


 Das Rauchen ist in allen Räumen und auf den Aussenanlagen untersagt.  
 Das Mitbringen von Tieren ist verboten. 
2. Die Turnhallen dürfen nur in Turnschuhen oder barfuss betreten werden. Das Tra-


gen von Turnschuhen mit schwarzen Sohlen ist untersagt. Auf den Aussenanlagen 
sind Fussball- oder Strassenschuhe verboten. Auf Laufbahnen und Trockenplätzen 
sind Spikes von max. 6 mm gestattet. 


3. Auf den Spielwiesen sind alle Übungen, die den Rasen stark beschädigen, wie 
Stein- und Kugelstossen, Diskus- und Speerwerfen, verboten. 


4. Das Fussballspielen ist nur in der Dreifach-Turnhalle gestattet, in allen übrigen 
Hallen und auf den Klein-Spielplätzen ist es verboten. 


5. Nach Anlässen sind die Sportanlagen so aufzuräumen, dass der Schulbetrieb ohne 
jede Störung aufgenommen werden kann. 


 
Material und Geräte 


1. Aus den Hallen dürfen in der Regel keine Geräte auf die Aussenanlagen hinaus-
genommen werden. 


2. Für Ballübungen und -spiele in den Hallen dürfen Bälle, die im Freien gebraucht 
wurden, nur nach gründlicher Reinigung verwendet werden.  


3.  In der Dreifach-Turnhalle stehen den Vereinigungen neben allen Geräten und al-
lem Kleinmaterial auch die Spielsortimente für die regelmässige Benützung auf 
Zusehen hin zur Verfügung. 


 
Sanitätsdienst 


1. Der Sanitätsdienst ist Sache der Vereinigungen und Veranstalter. 
2. Für Notfälle sind Erste-Hilfe-Sortimente in den Vereinskästen bereitzuhalten. 
3. Die Notfall-Telefone befinden sich in den Lehrerzimmern oder bei den Abwarten. 


 


























Gemeinde Davos 
Kanzlei 
Berglistutz 1, Postfach 
7270 Davos Platz 1 
 
 


 


 
 


  


 


 
 
 


GROSSER  LANDRAT  DER  GEMEINDE  DAVOS 
 
 


AMTSPERIODE  2009 – 2012 
 
__________________________________________________________ 
 
 
 


E I N L A D U N G 
 
 


zur 
 
 


15. Sitzung des Grossen Landrates 
 
 


auf 
 
 


Donnerstag, 19. August 2010, 09.30 und 14.00 Uhr 
 
 


im Landratssaal 
 
 
 
_____________________________________________________________________________ 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Landräte 
 
Ich gestatte mir, Sie höflich zur Teilnahme an der 15. Ratssitzung einzuladen und unterbreite 
Ihnen die nachfolgende Traktandenliste: 
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Information zur Verkehrsplanung 
 
Am Vormittag findet durch den Landammann eine Einführung zum Bereich Verkehrsplanung und 
nähere Erläuterungen durch Fachplaner Peter Hartmann, Hartmann&Sauter, Chur, und Kurt 
Eberle, Gemeindeingenieur, statt. Anschliessend Diskussion zu einzelnen Fragestellungen. Es 
werden keine Beschlüsse gefasst. 
 
Die ordentliche Sitzung des Grossen Landrates beginnt wie gewohnt um 14.00 Uhr. 
 
 
1. Protokoll 
 
Das Protokoll der Sitzung vom 1. Juli 2010 sowie alle übrigen Unterlagen liegen ab sofort für die 
Mitglieder des Grossen Landrates im Büro Nr. 25 zur Einsichtnahme auf. 
 
 
2. Volksinitiative für einen Kleinen Landrat mit drei vollamtlichen Mitgliedern 
 
Beilage Nr. 155: Antrag des Kleinen Landrates vom 13. Juli 2010 
 
Beilage Nr. 156: Initiativkomitee, Formular (mit dem Initiativbegehren) zur Sammlung der  
  Unterschriften für die Volksinitiative für einen Kleinen Landrat mit drei vollamtli- 
  chen Mitgliedern vom 25. Mai 2010 
 
 
3. Übernahme der Gemeindepolizeiaufgaben durch die Kantonspolizei Graubünden,  
 Ergänzungsantrag infolge erhöhtem Kreditbetrag 
 
Beilage Nr. 157: Antrag des Kleinen Landrates vom 3. August 2010 
 
Beilage Nr. 158: Übernahme Gemeindepolizeiaufgaben Gemeinde Davos, Beschluss der  
  Regierung des Kantons Graubünden vom 6. Juli 2010, Protokoll-Nr. 669 
 
Auflageakten: Übernahme Gemeindepolizeiaufgaben Gemeinde Davos, Schreiben des 
  Departements für Justiz, Sicherheit und Gesundheit Graubünden, Regierungs-
  rätin Barbara Janom Steiner, vom 2. August 2010 
 
 
4. Motion Dino Brazerol betreffend Sicherheit für die Gemeinde bei der Vergabe von  
 Anlagefondsgeldern, Stellungnahme des Kleinen Landrates 
 
Beilage Nr. 159: Stellungnahme des Kleinen Landrates vom 8. Juni 2010 
 
Beilage Nr. 160: Motion Dino Brazerol betreffend Sicherheiten für die Gemeinde bei der Verga- 
  be von Anlagefondsgeldern vom 27. November 2008 
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5. Interpellation Herbert Mani betreffend Überbauung Areal Derby, Stellungnahme des  
 Kleinen Landrates 
 
Beilage Nr. 161: Stellungnahme des Kleinen Landrates vom 27. Juli 2010 
 
Beilage Nr. 162: Interpellation Herbert Mani betreffend Überbauung Areal Derby vom 28. Juni  
  2010 
 
Auflageakten: - Botschaft zur Landschaftsabstimmung vom 31. Oktober 2004 
  - Botschaft an den Grossen Landrat betreffend Raumplanung Teil IIIA, Sitzung  
    vom 1. Juli 2004 
  - Protokoll der Sitzung des Grossen Landrates vom 1. Juli 2004, Auszug  
    betreffend Raumplanung Teil IIIA 
 
 
6. Motion Hans Vetsch, „Gerechtere Finanzierung des Angebots beim öffentlichen Ver- 
 kehr“, Frage der Erheblicherklärung 
 
Beilage Nr. 163: Antrag des Kleinen Landrates vom 3. August 2010 
 
Beilage Nr. 164: Motion Hans Vetsch „Gerechtere Finanzierung des Angebots beim öffentlichen  
  Verkehr“ vom 10. Februar 2010 
 
Auflageakten: - VBD, Stellungnahme vom 31. Mai 2010 
  - Davos Destinations-Organisation, Stellungnahme vom 13. Juli 2010 
 
 
7.  Motion Hans Vetsch, „Einführung einer Loipengebühr zur Mitfinanzierung der Lang- 
 laufinfrastruktur und deren Unterhalt“, Frage der Erheblicherklärung 
 
Beilage Nr. 165: Antrag des Kleinen Landrates vom 27. Juli 2010 
 
Beilage Nr. 166: Motion Hans Vetsch, „Einführung einer Loipengebühr zur Mitfinanzierung der  
  Langlaufinfrastruktur und deren Unterhalt“ vom 10. Februar 2010 
 
Auflageakten: - Stellungnahme Davos Destinations-Organisation 
  - Stellungnahme Langlauf Club Davos 
 
 
8. Anpassung der Gebührentarife für die Nutzung kommunaler Lokalitäten und Anlagen 
 
Beilage Nr. 167: Antrag des Kleinen Landrates vom 3. August 2010 
 
Beilage Nr. 168: Aufhebungsbeschluss des Grossen Landrates zur Verordnung über die Ge-
  bühren für die Benützung von kommunalen Lokalitäten vom 13. Dezember  
  1984 
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Beilage Nr. 169: Reglement über die Benützung von kommunalen Lokalitäten und Anlagen  
  (Entwurf) 
 
Beilage Nr. 170: Gebührentarife für die Benützung von kommunalen Lokalitäten und Anlagen  
  (Entwurf) 
 
Beilage Nr. 171: Benützungsordnung für die Landschafts-Sportanlagen (Entwurf) 
 
 
9. Neubau Reservoir Flüela - Bauabrechnung 
 
Beilage Nr. 172:  Antrag des Kleinen Landrates vom 27. Juli 2010 
 
Auflageakten: Bauabrechnung 
 
 
10. Güterwege Spina und Wissigen Boden - Bauabrechnung 
 
Beilage Nr. 173  : Antrag des Kleinen Landrates vom 27. Juli 2010 
 
Auflageakten: Bauabrechnung 
 
 
11. Persönliche Vorstösse 
 
 
12. Mitteilungen des Kleinen Landrates 
 
 
 
Ich danke Ihnen für Ihre geschätzte Mitarbeit. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Namens des Grossen Landrates 
Der Landratspräsident 
 
 
 
Florian Kamnik 
 
 
 
 
Davos, 4. August 2010 





